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Bekanntgabe gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zum Ergebnis der standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 Abs. 2 UVPG

Durch das Kreisstraßenbauamt wurden für die Maßnahme „Teilverlegung des Messelhausener Grabens im Zuge des Ausbaus der K 2800 zwischen Zimmern und Messelhausen“ mit Schreiben vom 18.09.2024 Unterlagen zur Erteilung einer wasserrechtlichen (Plan-)Genehmigung nach § 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vorgelegt.

[bookmark: _Hlk106185608]Bei o. g. Vorhaben handelt es sich um einen Gewässerausbau i. S. d. § 67 Abs. 2 S. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Entsprechend § 7 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist für die geplante Maßnahme nach Anlage 1 Ziffer 13.18.2 eine standortbezogene Vorprüfung auf Feststellung der Umweltverträglichkeitspflicht (UVP-Pflicht) durchzuführen.

Die Prüfung der örtlichen Gegebenheiten nach Anlage 3 Ziffer 2.3 UVPG (Nutzungs-, Qualitäts- und Schutzkriterien) ergab, dass sich die Maßnahme im Bereich gesetzlich geschützter Biotope sowie im Bereich des Wasserschutzgebietes „Grünsfeld, Zimmern“ (RVO 128-019 vom 04.08.1988) befindet. Hiernach liegen gemäß Anlage 3 Nr. 2.3 UVPG Gebiete mit Schutzkriterium vor, sodass als zweite Stufe eine Vorprüfung nach Anlage 3 durchgeführt wurde.

Die umweltrelevanten Merkmale des Gesamtvorhabens (Straßenverlegung und Gewässerausbau) umfassen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser durch Verlegung des Gewässerbettes auf einer Strecke von insgesamt ca. 780 m, zusätzliche Bodenversiegelungen (ca. 2.780 m²), Eingriffe in die Lebensräume von Tieren und Pflanzen, Eingriffe in das Landschaftsbild sowie auch in landwirtschaftlich genutzte Flächen und Waldbereiche.

Die allgemeine Vorprüfung erfolgte auf Grundlage der vorgelegten Planunterlagen, insbesondere der Unterlage 19.4 „Standortbezogene Vorprüfung“ der Ökologischen Arbeitsgemeinschaft Würzburg ÖAW vom August 2024 Anlage 35 zu dieser Entscheidung sowie unter Berücksichtigung der bei der Behörde vorliegenden Informationen entsprechend § 5 Abs. 1 UVPG. Hinzugezogen wurden darüber hinaus die Stellungnahmen der beteiligten Fachbehörden.

Bei ordnungsgemäßer Durchführung sowie Einhaltung der aufgestellten Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind durch die Maßnahme keine negativen Auswirkungen auf die Schutzgüter Wasser, Boden, Natur und Landschaft ersichtlich. Auch sind keine negativen Auswirkungen auf die angrenzende landwirtschaftliche Nutzung sowie umliegende Waldflächen zu erkennen. Etwaige kumulative Wirkungen sind ebenfalls nicht ersichtlich.

Zusammenfassend bleibt nach Anhörung der Träger öffentlicher Belange festzustellen, dass die Maßnahme „Verlegung des Messelhausener Grabens im Zuge des Ausbaus der K 2800 zwischen Zimmern und Messelhausen“ unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien, keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen hat, die nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berücksichtigen wären, sodass keine Pflicht zur Durch-führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht.

Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar.

Tauberbischofsheim, 2. Dezember 2024
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